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Klimapolitik Einleitung  

ausstieg sowie neue Abkommen geben durchaus Grund 
zur Hoff nung. Nach Berechnungen des MCC würden die 
abgegebenen Versprechungen dazu führen, dass sich das 
Klima bis 2045 um 1,8 °C erwärmt. Bei Beibehaltung der 
derzeitigen Politik hingegen würde sich die Erde um 2,7 °C 
erwärmen. Brigitte Knopf mahnt weiter, Treibhausgasneu-
tralität 2045 bedeute, dass bereits 2040 CO2-Neutralität 
herrschen müsse, da ja auch noch andere Treib hausgase 
reduziert werden müssen. Auch die Restemissionen müs-
sen berücksichtigt werden, die sich etwa in der Landwirt-
schaft nicht ganz vermeiden lassen. Die CO2-Entnahme 
sowie technische Senken sollten dringend weiterentwi-
ckelt werden. Zudem muss eine schnelle Dekarbonisie-
rung vorangetrieben werden. Im Ariadne-Projekt wurde 
noch einmal deutlich, dass eine starke Elektrifi zierung und 
ein schnellerer Kohleausstieg unbedingt notwendig sind, 
d. h. ein deutlich schnellerer Ausbau von Wind- und Solar-
kraft sowie ein fast vollständiger Ausstieg aus der Kohle-
verstromung. Der Staat hat die Aufgabe, hierfür die Rah-
menbedingungen zu schaff en.

1. Session: Fairness und globale Märkte: Wie gelingt 

internationale Kooperation?

Barbara Praetorius von der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft in Berlin betont in ihrem Beitrag „Klimapolitik 
nach der Wahl: Bedingungen einer neuen ökologischen In-
dustriepolitik“, dass zur Erreichung der globalen Klimazie-
le eine drastische Emissionsminderung in allen Sektoren 
wie Energiewirtschaft, Gebäude, Verkehr und Landwirt-
schaft notwendig ist. Darin spielt die Industrie in doppelter 
Hinsicht eine zentrale Rolle: zum einen bei der Emissions-
minderung in der eigenen Produktion, zum anderen bei der 
Erzeugung klimaneutraler Produkte und emissionsfreier 
Produktionsprozesse. Mit Hilfe einer neuen ökologischen 
Industriepolitik soll die Umgestaltung der Wirtschaft hin 
zur Klimaneutralität gelingen. Dabei ist die Vereinbarkeit 
von Klimaschutz und Wettbewerbsfähigkeit eine Voraus-
setzung für den Erfolg eines solchen Programms.

Karen Pittel, Lisandra Flach und Johannes Pfeiff er vom ifo 
Institut München stellen in ihrem Beitrag Fairness und Ei-
geninteresse der Industrie- und Entwicklungsländer ge-
genüber. Diese Interessen prägen die internationalen Ver-
handlungen und Maßnahmen zum Klimaschutz, ohne dabei 
immer klar trennbar zu sein. Anhand der im internationalen 
Handel mit Deutschland enthaltenen CO2-Emissionen zeigt 
sich, auf welche Länder und Regionen sich im Eigeninteres-
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Anfang 2022 hat die neu gewählte Bundesregierung eine 
ehrgeizige Klimaschutzstrategie zur Erreichung ihrer Kli-
maziele vorgelegt. Deutschland hat dabei das Ziel, seine 
Treib hausgasemissionen bis 2030 um mindestens 65 % 
gegenüber 1990 zu senken und bis 2045 klimaneutral zu 
sein. Dabei steht die gewählte Bundesregierung nun vor 
der großen Aufgabe, dafür die wirtschaftspolitischen Wei-
chen zu stellen. Hierbei sind zentrale Fragen: Wie müssen 
ordnungspolitische und marktorientierte Instrumente, For-
schungs- und Infrastrukturpolitik dimensioniert werden, 
damit Klimaschutz verlässlich, rechtzeitig und möglichst 
effi  zient gelingt? Brauchen wir einen fundamentalen Para-
digmenwechsel oder kann die Dichotomie von Markt und 
Staat konstruktiv und konkret überwunden werden? Diese 
Fragen standen im Zentrum der gemeinsam ausgerichteten 
Online-Konferenz von Wirtschaftsdienst und der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft Berlin am 26. November 
2021. In den drei Sessions Fairness und globale Märkte, 
Mobilität auf dem Klimaprüfstand und Nachhaltige Anreize 
für klimaneutrale Innovationen und Investitionen diskutierten 
die Referent:innen und Teilnehmenden aus Politik, Wissen-
schaft und Gesellschaft intensiv zur Klimapolitik nach der 
Wahl. In diesem Konferenzheft sind die Vorträge gebündelt.

In ihrer Keynote stellte die Physikerin und Klimawissen-
schaftlerin Brigitte Knopf, Generalsekretärin am Merca-
tor Research Institute on Global Commons and Climate 
Change (MCC) die zukünftigen Aufgaben für die Gesell-
schaft, wenn Klimaneutralität erreicht werden soll. Knopf 
zufolge haben die Ergebnisse der Klimakonferenz in Glas-
gow auch Fortschritte erreicht, und der globale Kohle-
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des Clubs müsste eingerichtet werden. Die Chancen für ei-
nen derartigen Club sind gestiegen. Die Stromerzeugungs-
kosten aus Solar- und Windkraft sind mittlerweile geringer 
als aus Gas und Kohle. Die USA öff net sich mit ihrem Präsi-
dent Biden wieder der Klimaproblematik und China hat das 
Ziel, 2060 karbonneutral zu sein. Zudem könnte ein Kli-
maclub die technologische Zusammenarbeit stärken und 
entsprechend schneller Fortschritte erreichen (Tagliapietra 
und Wolff , 2021).

2. Session: Mobilität auf dem Klimaprüfstand

Peter Kasten vom Öko-Institut in Berlin betont in seinem 
Vortrag, dass der Verkehrssektor in Deutschland weit da-
von entfernt ist, die im Klimaschutzgesetz und nach der 
Novellierung der Eff ort-Sharing-Verordnung auch die von 
der EU gesetzten Treibhausgasminderungsziele zu errei-
chen. Die Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors 
müssen bis 2030 um fast die Hälfte gegenüber 2019 ge-
senkt werden. Gesellschaft, Industrie und Politik stehen 
vor entsprechend großen Herausforderungen, um die 
Klimaschutzziele der nächsten Jahre zu erreichen. Eine 
Antriebs- sowie Mobilitätswende ist hierfür erforderlich. 
Der Schlüssel zur Erreichung dieses Ziels ist ein rascher 
Umstieg auf emissionsfreie Fahrzeuge, die gegenüber kli-
mafreundlichen Kraftstoff en wie E-Fuels deutliche Vortei-
le bei Kosten und Geschwindigkeit der Emissionsminde-
rung haben. Ein klimaorientiertes und sozial gerechteres 
Marktdesign ist nicht nur möglich, sondern auch notwen-
dig. Es bleibt aber fraglich, ob und wie die im Koalitions-
vertrag gesetzten Ziele für den Klimaschutz im Verkehrs-
sektor erreicht werden. Der Koalitionsvertrag stellt sich 
zwar der Herausforderung im Verkehrssektor, indem er 
hohe Ziele setzt, aber konkrete Hinweise auf die Politikge-
staltung fehlen fast vollständig.

Alexander Eisenkopf von der Zeppelin Universität Fried-
richshafen hebt die Rolle des Schienenverkehrs hervor 
und sieht im Zuge der politisch und gesellschaftlich pro-
pagierten „Verkehrs- und Klimawende“, dass der Stär-
kung des Schienenverkehrs in Deutschland eine zuneh-
mend wichtige Rolle beigemessen wird. Mit der Coro-
nakrise ist die Klimadebatte zwar zwischenzeitlich mehr 
oder weniger aus den Schlagzeilen verschwunden; es ist 
jedoch damit zu rechnen, dass sie spätestens nach dem 
Ende der Pandemie mit zunehmender Intensität fortge-
führt wird und auch in der Verkehrspolitik zu entspre-
chenden Weichenstellungen führen wird. Eine stärkere 
Nutzung der Schiene spielt in den politischen Strategien 
eine bedeutende Rolle. Allerdings ist die Erreichbarkeit 
der im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung for-
mulierten Verlagerungsziele bis 2030 fraglich. Trotz der 
absehbaren Grenzen einer Verlagerungspolitik ist eine 
marktorientierte Steigerung der Effi  zienz und Servicequa-

se begründete Schutzmaßnahmen der EU besonders stark 
auswirken könnten. Dabei betonen die Autor:innen, dass 
eine faire Lastenverteilung zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern für globale Kooperation im Klimaschutz 
unabdingbar ist. Auf diese Weise können eff ektive und öko-
nomisch effi  ziente Maßnahmen durchgeführt werden, was 
wiederum im Eigeninteresse aller Staaten liegt.

Susanne Dröge von der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) sprach über Carbon Leakage und den CO2-Grenz-
ausgleich. Da die Klimapolitik international unterschiedlich 
ausgerichtet ist und zu verschiedenen Verpfl ichtungen der 
Unternehmen führt, sind unerwünschte Eff ekte zu erwar-
ten, d. h. die globalen Klimaschutzbemühungen werden 
durch Carbon Leakage unterlaufen. Unternehmen aus 
Ländern mit strengeren Umweltaufl agen erfahren dadurch 
Nachteile. Die EU plant als Teil des Green Deals, die CO2-
Kostenunterschiede bei Importen und Exporten auszu-
gleichen. Bisher wurden hinter der Grenze im Inland auch 
bereits Maßnahmen getroff en, um diese Unternehmen zu 
schützen, etwa durch Steuerausnahmen oder eine freie 
Zuteilung von CO2-Zertifi katen. Im Juli 2021 hat die EU das 
CO2-Grenzausgleichssystem Carbon Border Adjustment 
Mechanism (CBAM) ins Leben gerufen. Dabei werden die 
Erzeugnisse der folgenden Sektoren vom CBAM erfasst: 
Zement-, Aluminium-, Düngemittel-, Strom-, Eisen- und 
Stahlindustrie. Das CBAM soll in drei Phasen schrittweise 
implementiert werden. Probleme sind dabei in einer Phase 
zu erwarten, in der es sowohl eine freie Zuteilung als auch 
bereits fi nanzielle Transfers gibt. Ausnahmeregeln für Ent-
wicklungsländer soll es nicht geben und die Importeure 
müssen mit höheren administrativen Kosten rechnen.

Parallel zum CBAM erwägt der Europäische Rat auch 
die Einrichtung eines Klimaclubs, in dem Strategien zur 
Bepreisung von CO2-Emissionen erörtert und gefördert 
werden können. Guntram Wolff , Direktor des Thinktanks 
Bruegel in Brüssel zitiert zunächst den Koalitionsvertrag: 
„Wir nutzen die Europäische Union und die internationalen 
Gremien gemeinsam mit europäischen Partnern für eine 
Initiative zur Gründung eines für alle Staaten off enen inter-
nationalen Klimaclubs mit einem einheitlichen CO2-Min-
destpreis und einem gemeinsamen CO2-Grenzausgleich.“ 
Die ursprüngliche Idee eines Klimaclubs stammt vom No-
belpreisträger William Nordhaus, der das klassische Free-
Rider-Problem erkannt und deshalb die Idee hatte, einen 
Klimaclub zu gründen, und vorschlug, dass alle Nichtmit-
glieder Handelszölle zahlen müssen. Dies sollte ein Anreiz 
sein, dem Club beizutreten. Zwar ist dies nicht mit der WTO 
vereinbar, doch ein CBAM-basierter Club wäre denkbar. 
Drei Schritte wären notwendig: Die Mitglieder des Clubs 
müssten die gleichen Ambitionen haben, man müsste sich 
auf einen internationalen Standard für die Messbarkeit des 
CO2-Ausstoßes einigen und ein Schiedsgericht innerhalb 
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Sebastian Dullien und Ulrike Stein von der Hans-Böckler-
Stiftung in Düsseldorf sehen es schon fast als eine Bin-
senweisheit an, dass ein robuster CO2-Preis ein „zentrales 
Instrument“ in der Bekämpfung des Klimawandels sein 
sollte. Gleichzeitig sind CO2-Preise politisch oft unbeliebt, 
selbst, wenn gleichzeitig die Bevölkerung eigentlich von 
der Notwendigkeit des Klimaschutzes überzeugt ist. Eine 
zentrale Kritik an hohen CO2-Preisen ist dabei oft, dass 
diese „unsozial“ seien, da sie ärmere Haushalte stärker 
belasten als reichere Haushalte und damit die bestehen-
de Ungleichheit bei Einkommen, Lebensstandards und 
letztlich Lebenschancen verschärfen. Dullien zeigt, unter 
welchen Bedingungen eine Kohlenstoff steuer oder an-
dere Mechanismen zur Bepreisung von CO2-Emissionen 
als „sozial ausgewogen“ angesehen werden können und 
welche wirtschaftspolitischen Instrumente geeignet sind, 
um dieses Ziel zu erreichen. Es sollte eine breite Palette 
von Instrumenten eingesetzt werden, die nicht nur die re-
lativen Preisänderungen im Verbrauchskorb berücksich-
tigen, sondern auch mögliche Arbeitsplatzverluste beim 
Übergang zu einer kohlenstoff neutralen Wirtschaft.

Justus Haucap und Jonathan Meinhof von der Heinrich-Hei-
ne-Universität in Düsseldorf konstatieren, dass Deutsch-
land im internationalen Vergleich bereits seit vielen Jahren 
sehr hohe Strompreise hat. Da Strom teilweise aus Gas er-
zeugt wird, haben sich die Preise infolge des Ukraine kriegs 
weiter erhöht. Aber auch die gestiegenen CO2-Preise zur 
Reduzierung des CO2-Ausstoßes wirken weiter preistrei-
bend. Handlungsbedarf besteht außerdem bei den grund-
legenden Fragen des Strommarktdesigns: zur Förderung 
der Stromerzeugung der erneuerbaren Energien, zur Ver-
sorgungssicherheit und zu den Nutzungsentgelten.

Oliver Sartor und Aylin Shawkat von der Agora Energie-
wende in Berlin stellen fest, dass in jüngster Zeit mehrere 
Vorschläge für kooperative Klimabündnisse auftauchten, 
unter anderem von der OECD, dem IWF, der Welthan-
delsorganisation (WTO) und der deutschen Regierung. 
Das Konzept des Klimaclubs umfasst viele verschiedene 
mögliche Regelungen und Absichten. Sie reichen von so-
genannten Transformationsclubs (die Anreize für die Mit-
gliedschaft schaff en und Nichtmitglieder bestrafen) bis 
hin zu lockereren gemeinsamen Vereinbarungen über das 
Ambitionsniveau für Klimamaßnahmen, wie z. B. die „Net 
Zero Coalition“ der Vereinten Nationen. In Anbetracht die-
ser Option gibt es noch keine Einigung darüber, wie ein 
solcher Club gestaltet werden soll, sowie über seine Ziele, 
Regeln oder den Umfang der Mitgliedschaft.

Literatur
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lität des Schienenverkehrs nicht möglich. Der Schwer-
punkt der klimapolitischen Bemühungen sollte deshalb 
auf dem Straßenverkehr liegen, wo durch die Etablierung 
eines Emissionshandels kleinteilige und kontraproduktive 
Regulierungen überwunden werden könnten.

Ferdinand Dudenhöff er vom CAR Center Automotive Re-
search in Duisburg zeigt in seinem Beitrag auf, dass der 
Bestand an Pkw stetig ansteigt. Zum einen wird das Wirt-
schaftswachstum in vielen Ländern die Autodichte erhö-
hen, d. h. mehr Menschen werden sich ein eigenes Auto 
leisten können. Zum anderen werden starke technologi-
sche Innovationen die Anpassung der Pkw an die Welt von 
morgen vorantreiben. Die Nachfrage nach individueller 
Mobilität ist somit hoch und nimmt weiter zu. Die Heraus-
forderung ist nun, das Auto klimaneutral zu gestalten. Voll-
elektrische Autos spielen hier eine zentrale Rolle. Dabei 
darf der Strombedarf jedoch nicht unterschätzt und muss 
für die Zukunft sichergestellt werden. Die Innovation des 
intelligenten und selbstfahrenden Autos ist revolutionär, 
schreibt Dudenhöff er, es werde weiter an Bedeutung ge-
winnen. China, der wichtigste Automarkt der Welt, ist hier 
bereits Vorreiter. Deutschland kann von China lernen, und 
daher ist eine Zusammenarbeit wichtig. Auch künftig wird 
das Auto das wichtigste Verkehrsmittel sein.

3. Session: Nachhaltige Anreize für klimaneutrale 

Innovationen und Investitionen

Andreas Löschel und David Schulze von der Ruhr-Univer-
sität Bochum bezeichnen hohe Preise für den Ausstoß 
von klimaschädlichen Treibhausgasen als einen effi  zienten 
Weg, um den Umstieg auf ein nachhaltiges Wachstums-
modell und die gesetzten Klimaziele zu erreichen. Trotz der 
Einführung von CO2-Preisen für Emissionen in Deutsch-
land und Europa sind große Bereiche noch nicht von ei-
ner CO2-Bepreisung abgedeckt. Zusätzlich sind die Preise 
sehr wahrscheinlich zu niedrig, um die Zielerreichung im 
Klimaschutz zu sichern. Vor diesem Hintergrund ist die Ein-
führung eines Schattenpreises auf Emissionen aus öff entli-
chen Beschaff ungen und Investitionen ein weiterer Mecha-
nismus, der die Energiewende unterstützen kann und auch 
indirekte Emissionseinsparungen fi nanziell attraktiv macht. 
Die zu erwartende Wirkung ist jedoch durch die niedrige 
Preisspanne, den kurzen Planungshorizont und die bisher 
eingeschränkte Anwendung auf Bundesausgaben be-
grenzt. Potenzielle Hürden sind die rechtliche Komplexität 
und der Aufwand zur Vermeidung von Doppelbelastungen, 
sollte der Anwendungsbereich von Shadow Pricing auf 
Länder- und Gemeindeebene ausgeweitet werden. Für fi -
nanzschwache öff entliche Haushalte bedeutet ein Schat-
tenpreis dabei eine zusätzliche Belastung. Sie können 
daher nur eine Übergangslösung bis zur Einführung eines 
umfassenden Preises für Treibhausgasemissionen sein.


